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Zur Diskussion gestellt

Kai Lenßen

Personzentrierte Beratung in Kommunen im Rahmen der 
Agenda 21

Nachhaltigkeit (siehe Kästen) ist ein sperriges und oft ungeliebtes Thema. In der 
Alltagswahrnehmung assoziieren wir hier zumeist nur die großen globalen Themen. 
Der politische Wille, formuliert in der Agenda 21, fordert, dass Nachhaltigkeit auch 
auf kommunaler Ebene berücksichtigt werden soll. Der Autor dieses Beitrags hat die 
Stadt Düsseldorf im Rahmen der Agenda 21 personzentriert beraten und eine Un-
tersuchung zum Thema „Nachhaltige Mobilität“ durchgeführt. Er zeigt, wie er psy-
chologische Beratung in städtische Entscheidungsprozesse integrieren konnte, an 
welchen Stellen Beratung, Coaching und Supervision nachhaltige Entscheidungen 
unterstützen kann und wie sich Arbeit im Rahmen der Agenda 21 gestaltet. Deutlich 
wird an diesem Beispiel, dass personzentriertes Handeln bei Entscheidungsträgern 
(und Bürgerinnen und Bürgern) den Suchprozess nach nachhaltigen Lösungen stüt-
zen, fördern und begleiten kann, und dass Beratung im Endeffekt selbst nachhaltig 
wirkt. Der Beitrag beleuchtet ein interessantes zukunftsweisendes Arbeitsfeld für Be-
raterinnen und Berater.

Alles Auto oder was?

Zahlreiche Unfälle, zugeparkte Fuß- 
und Radwege, ungeduldige Raser, Lärm, 
Luftverschmutzung und Blech – am täg-
lichen Fahrzeugwahnsinn sind viele Men-
schen beteiligt. In Düsseldorf herrscht, 
wie in anderen Städten auch, ein auto-
freundliches Verkehrsklima. Bürgersteige 
sind zu schmal und Bordsteine zu hoch, 
Straßeneinmündungen unübersichtlich, 
Spielstraßen werden nicht berücksich-
tigt, der Nahverkehr für Pendler ist un-
zureichend… Verschärft wird die Situa-
tion dadurch, dass immer mehr Autos 
unterwegs sind.

Politiker müssen zuhören

Diese Situation war der Grund, mich 
als Umweltpsychologe Anfang 2002 im 
Rahmen der Lokalen Agenda 21 Düssel-
dorf ehrenamtlich im Fachforum II (Le-
bensraum Stadt) für ein neues Bild von 
„Mobilität der Zukunft“ zu engagie-
ren. Zunächst ging es darum, gemein-
sam mit Politikerinnen und Politikern ei-
nen Mobilitätsbegriff zu erarbeiten, der 
die Bedürfnisse aller Bürgerinnen und 
Bürger berücksichtigt. Darauf aufbau-
end ging es dann darum, eine angemes-

sene Strategie zu erarbeiten und deren 
Umsetzung zu erwirken. In diesem Pro-
zess standen folgende Fragen im Mit-
telpunkt: Unter welchen Bedingungen 
setzen sich kommunale Entscheidungs-
träger für eine sozial- und umweltver-
trägliche Verkehrssituation ein? Ist aus-
reichendes Problemlösungsbewusstsein 
vorhanden? Welche Hinderungsgrün-
de, Ressourcen, Erwartungen und Inten-
tionen gab und gibt es bei den Verant-
wortlichen?

In den Diskussionen um diese kom-
plexen Fragestellungen wurde deut-
lich, dass die meisten Beteiligten kein 
Bewusstsein hinsichtlich der psycholo-
gischen Dimensionen dieser Fragen hat-
ten. Kaum einem Teilnehmenden war 
bewusst, dass auch bei scheinbar nüch-
ternen technischen Fragen Emotionen, 
Gefühle wie Macht und Ohnmacht, 
Ängste, alte Verhaltensmuster, Bezie-
hungen etc. gegenseitiges Zuhören und 
Verstehen erheblich erschweren kön-
nen. Daher war es eine große Herausfor-
derung und ein oft mühsamer Prozess, 
darauf hinzuwirken, dass die Betrof-
fenen erkennen konnten, wie sehr af-
fektive Aspekte Diskussionen zu Sachfra-
gen ins Stocken brachten und wie relativ 
rasch Kompromisse zu finden waren, 
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wenn emotionale Barrieren zuvor offen 
angesprochen und geklärt wurden. Hier 
war es hilfreich, vorsichtig zu verdeutli-
chen, dass auch bei Verkehrskonzepten 
immer der Mensch im Mittelpunkt ste-
hen muss. Neben meiner Fachlichkeit 
als Umweltpsychologe und meiner Feld-
kenntnisse haben mir die personzen-
trierten Haltungen in diesen Diskussi-
onen häufig Gelassenheit und Sicherheit 
gegeben.

Aus Ehrenamt wird Profession

Auf der Basis meines oben kurz skiz-
zierten ehrenamtlichen Engagements 
erhielt ich im Jahr 2004 vom Umwelt-
amt Düsseldorf den Auftrag, konstrukti-
ve Voraussetzungen und mögliche Strate-
gien für die kommunale Unterstützung 
nachhaltiger Mobilität zu erarbeiten. Die 
Stadt Düsseldorf hat für die Agenda-Ar-
beit Mittel im Haushalt eingestellt – wie 
viele andere Städte auch. In aller Regel 
sind hier die Umweltämter Ansprech-
partner.

In meinem Auftrag ging es u. a. dar-
um, mit dem so genannten „Kern-Pro-
jektteam“ Erst- und Folgegespräche zu 
führen, die Probleme kontinuierlich zu 
analysieren, eine partizipative Zielfin-
dung zu unterstützen, Bürgerforen und 
Experten-Workshops zu konzipieren und 
durchzuführen. Außerdem sollte ich eine 
„Stadtroute“ mit Politikern, Verbänden, 
Bürgern und Pressevertretern organisie-
ren, fachliche Informationen vermitteln, 
an Veranstaltungen teilnehmend beob-
achten, Fragebögen erstellen, Politiker- 
und Experten-Interviews durchführen 
und auswerten. Die Einführung der Me-
taplantechnik, Öffentlichkeitsarbeit, Do-
kumentation, Evaluation und Empfeh-
lungen von Handlungsstrategien waren 
ebenfalls Bestandteile der Prozessbeglei-
tung. Ich musste für die einzelnen An-
hörungen Moderatoren rekrutieren und 
beraten, und hier bewährten sich meine 
Kenntnisse personzentrierter Gesprächs-
führung; insbesondere dann, wenn es 
darum ging, angemessene Fragestellun-
gen zu formulieren oder mit den Mo-
deratoren mögliche Konfliktsituationen 
durchzuspielen und mit ihnen Stellung-
nahmen für die Medien zu erarbeiten.

Der Prozess: Zunächst ein 
Bürgerhearing und ein 
Ortstermin

Über eine breite Öffentlichkeitsarbeit 
gelang es nach und nach, bei den Mul-
tiplikatoren relevanter Gruppen (u. a. 
Seniorenbeirat, Menschen mit Behin-
derungen, ADFC, Schulen, Elterniniti-
ativen), bei interessierten Bürgern, Po-
litikern aller Fraktionen sowie weiteren 
Anwesenden durch respektvollen und auf 
gegenseitigem Verständnis beruhenden 
Austausch die Wahrnehmung der kom-
plexen Zusammenhänge von Verkehrs-
politik, Umweltpsychologie, Mobilität 
und Aufenthaltsqualität zu schärfen und 
zu präzisieren. So konnte teilnehmer-
orientiert u. a. mit Hilfe der Metaplan-
technik die durch den Straßenverkehr 
verursachten Gefahren und Beeinträch-

tigungen demonstriert und der Kennt-
nisstand der Interessierten verbessert 
werden. Meine Rolle lässt sich in dieser 
Phase in zwei Bereiche gliedern. Erstens: 
Ich musste die Brisanz der Beeinträchti-
gungen psychologisch einstufen, um die 
Verwaltung mit fachlich fundierten Stel-
lungnahmen zu informieren. Zweitens: 
Ich organisierte eine Art „Erlebnis-Par-
cours“, bei dem Politiker, Verwaltungs-
mitarbeiter und -mitarbeiterinnen und 
Journalisten die von den Bürgerinnen 
und Bürgern benannten Verkehrsbrenn-
punkte besichtigen konnten. Ziel dieser 
moderierten Stadtführung war, das Pro-
blembewusstsein der Meinungsmacher 
– gestützt durch eigene Erfahrungen – 
weiter zu sensibilisieren. In wechselnden 
Rollen erlebten/empfanden die Beteilig-
ten die Verkehrsumwelt sowohl aus der 
Perspektive des Fußgängers, des Bahn- 

Nachhaltige Entwicklung

Offizielle Grundlagen u. a.:

Brundtlandbericht Unsere gemeinsame Zukunft, 1987
Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung, 1992 in Rio 
de Janeiro
Europäische Kampagne zukunftsfähiger Städte und Gemeinden (Charta von 
Aalborg), 1994.

Definition:

Hiermit ist eine sich selbst tragende Entwicklung gemeint, die einerseits die 
aktuellen Bedürfnisse auf der Erde befriedigt, andererseits so ausgerichtet ist, dass 
späteren Generationen nicht die Chance genommen wird, ihre Bedürfnisse eben-
falls zu befriedigen. Der Begriff ‚nachhaltig’ entstammt eigentlich der Forstwirt-
schaft und entspricht der Idee, dass in einem Wald nicht mehr Bäume gefällt wer-
den dürfen, als nachwachsen können.

Nachhaltige Entwicklung ist die deutsche Übersetzung von „Sustainable De-
velopment“ und wird gelegentlich auch mit „Zukunftsbeständigkeit“ oder „dau-
erhaft umwelt- und sozialverträgliche Entwicklung“ übersetzt.

Themenbereiche auf kommunaler Ebene:

Ressourcen & Energie
Mobilität
Flächenverbrauch
CO2-Ausstoß
Produktion von Abfall
Chancengerechtigkeit
Gewalttätige Auseinandersetzung
Direktdemokratische Mitwirkung
Gesundheitsförderung
Nachhaltigkeitsmanagement & Agenda 21-Prozesse
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Merkmale einer Nachhaltigen Mobilität

geringer Flächenverbrauch
Gewährleistung von Handlungsspielräumen
Verkehrsvermeidung
Freiheit von Gefährdung und Verunsicherung
Reduktion der Lärm- und Schadstoffemission und des Energieverbrauchs
dicht, gute und schnelle ÖPNV-Angebote
Berücksichtigung der Mobilitätsansprüche aller Nutzergruppen in der Ver-
kehrsentwicklungsplanung
Entkopplung von Wirtschaft und Verkehr
Förderung/Stärkung des Rad- und Fußverkehrs
Transparenz der Verkehrskosten
Reduzierung der Verkehrstoten
Nutzerbeteiligung bei Planung und Evaluation gebauter (Verkehrs)Umwelt
behindertengerechte Gestaltung des öffentlichen Raums
vernetzte und fußläufig erreichbare Erholungslandschaften
geringe Anzahl unbeeinflussbarer, unvorhersehbarer Stressoren.

(vgl. u. a. Flade, 1998, SRU, 2005, Hellbrück & Fischer, 1999)
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oder des Radfahrers. Dadurch stellten sie 
„am eigenen Leib“ fest, wie es sich an-
fühlt, wenn in verkehrsberuhigten Zo-
nen gerast wird, wie überfüllte Straßen-
bahnen durchaus ein Beengungsgefühl 
auslösen können, fehlende Radwege ein 
großes Gefahrenpotenzial darstellen, 
viele Haltestellen (nicht nur) für Men-
schen mit Behinderung ein erhebliches 
Problem sind und Fußgängerzonen von 
Falschparkern missbraucht werden.

Während dieser Stadtführung kam es 
immer wieder zu konstruktiven Diskussi-
onen zwischen Bürgern, Politikern und 
Verwaltungsmitarbeitern und – gele-
gentlich mit psychologischen Interven-
tionen. Dieser intensive Austausch mit 
den Bürgerinnen und Bürgern und Inter-
essenverbänden und das sinnliche Erleb-
barmachen der prekären Stadtmobilität 
brachten rasch erste Erfolge: So ermög-
lichte das Amt für Verkehrsmanagement 
kurzfristig Geschwindigkeitsmessungen, 
eine neue Querungshilfe, veränderte 
Ampelphasen und das Kennzeichnen 
und Kontrollieren einer Fußgängerzone. 
Die Presse berichtete umfassend, so dass 
die Bevölkerung ein unmittelbares Feed-
back über das Geschehen bekam.

Im Laufe dieses Prozesses erstellten 
wir einen Problemkatalog, der sukzes-
sive von den jeweiligen kommunalen 
Behörden bearbeitet und mit Resul-
taten rückgemeldet wurde. Allerdings: 
Die Verantwortung für die meisten der 
150 Mängel gab die Verwaltung be-
dauerlicherweise an die Adressaten zu-
rück. Aufgrund zweifelhafter Beweisfüh-

rungen leugneten die Verantwortlichen, 
dass Fußgängerinseln zu schmal oder 
Grünphasen für Fußgänger zu kurz ge-
schaltet seien und behaupteten, dass die 
Wahrnehmung der Nutzer verzerrt sei, 
es nur selten zu Geschwindigkeitsüber-
schreitungen und sonstigen Regelver-
stößen käme. Erst eine erneute Ausein-
andersetzung zwischen der Fachgruppe 
Lokale Agenda 21 und dem Fachamt 
konnte Inkongruenzen bzw. kognitive 
Dissonanzen klären und hier und da Ein-
sicht in die missliche (Verkehrs-)Lage 
bringen.

Politikerbefragung: Endlich 
fragt uns mal einer

Zwei Wochen nach dem Stadtrund-
gang sollte eine qualitative, strukturier-
te Befragung relevanter Mandatsträger 
Aufschluss über Problembewusstsein, 
Erfahrung und Einstellung zur Unterstüt-
zung des Umweltverbundes geben. Die 
Fragebogenitems basierten auf von mir 
durchgeführten Vorinterviews und Er-
kenntnissen im Bereich der verhaltens-
wissenschaftlichen Mobilitätsforschung. 
Sie wurden einem Pretest unterzogen. 
Die Rekrutierung der Politikerinnen und 
Politker gestaltete sich dann recht müh-
sam. Erst mit Hilfe situationsangemes-
sener und auf Kooperation setzender 

Foto: kl
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Gesprächsführung konnte ich zehn Frak-
tionsmitglieder befragen. Trotz der zö-
gerlichen Bereitschaft, an dem schrift-
lichen Interview teilzunehmen, waren 
einige Probanden schließlich begeis-
tert und hatten sichtlich Spaß daran, die 
Fragen zu beantworten: „Endlich fragt 
uns mal einer!“ Im Critical Incident-Teil 
des Interviews ließen einige ihrem Un-
mut dann tatsächlich „freien Lauf“. Hier 
spielte sicher die gute Atmosphäre, die 
durchgängig aufrechterhalten werden 
konnte, eine wichtige Rolle. Dies spie-
gelt sich beispielsweise auch in durchaus 
selbstkritischen Einsichten wider: Für die 
Lösung der Verkehrsprobleme sind nach 
Meinung der Probanden im Besonde-
ren der Stadtrat, der Staat, sie selbst und 
die Automobilclubs verantwortlich. Die 
Wirksamkeit ihres eigenen Engagements 
und ihre Entscheidungsfreiheit hinsicht-
lich einer politischen Unterstützung des 
motorisierten Individualverkehrs schät-
zen die meisten als relativ groß ein (vgl. 
insgesamt Lenßen, 2004).

Die Befragten waren sich weitge-
hend darüber einig, dass

der Autoverkehr umwelt- und sozial 
unverträglich ist
Personen ohne Auto keine Nachteile 
haben sollten
der motorisierte Individualverkehr re-
duziert werden sollte
nicht motorisierte Verkehrsteilneh-
mer benachteiligt sind
umweltbewusstes und mitmensch-
liches Denken und Handeln Vor-
aussetzung für die Lösung der Ver-
kehrsproblematik ist und
eine Verkehrskatastrophe befürchtet 
wird, falls wir weiter machen wie bis-
her.

Wenig Zustimmung fanden Aussa-
gen, die den komplexen Zusammen-
hang zwischen den umwelt- und sozial 
unverträglichen Bedingungen des Ver-
kehrssystems und den Auswirkungen auf 
menschliches Erleben und Verhalten be-
trafen. Unbekannt scheint bspw. zu sein, 
dass

ein zu geringes Platzangebot zu Fuß 
Gehender oder Rad Fahrender zu 
(Beengungs-)Stress und/oder zur 















Einschränkung der Handlungsfreiheit 
führen kann
Geschwindigkeitsüberschreitungen 
und kontinuierlich ansteigende Lärm-
belastung prominente Risikofaktoren 
für die Gesundheit darstellen und
kognitive Überlastungen durch die 
Massenmotorisierung zu aggres-
sivem und rücksichtslosem Verhal-
ten, zu Angst, Hilflosigkeit und De-
pressivität führen können.

Zudem vermuten die meisten Be-
fragten ein Verbesserungspotenzial der 
Mobilitätssituation eher in einer höheren 
Attraktivität des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs als im allgemeinen Verzicht 
aufs Autofahren.

Etwa zwei Monate später wurde ein 
mehrstündiges Moderationsverfahren 
mit Vertretern und Vertreterinnen aus 
Politik, Verwaltung, Verbänden, zweier 
Verkehrsclubs und der Polizei, Wissen-
schaftlern unterschiedlicher Disziplinen 
und Mitgliedern aus den Fachforen der 
Lokalen Agenda 21 durchgeführt.





Expertenworkshop

Die Moderationsmethode mit dem 
Charakter eines Open Space zielte nicht 
nur auf „vertrauensbildende Maßnah-
men“ ab, sondern auch auf eine kons-
truktive, zielgerichtete und lösungsorien-
tierte Auseinandersetzung der Fachleute 
mit den Voraussetzungen für den nicht 
motorisierten Verkehr. Die zentrale Fra-
gestellung lautete hier: „Wie können 
günstige Bedingungen für den nicht mo-
torisierten Individualverkehr in Düsseldorf 
geschaffen werden?“ Wesentliche Ergeb-
nisse und Forderungen wurden heraus-
gearbeitet (vgl. Lenßen, 2005).

Umweltbewusstsein der Deutschen

Rund 85 % stimmen der Aussage zu: Umweltschutz sei ein dringendes und 
sofort zu lösendes Problem
Der Umweltschutz steht somit auf der Werteskala der Deutschen ganz oben: 
für über 69 % ist er wichtiger als wirtschaftliches Wachstum.
Insbesondere Wirtschaft und Politik werden für die Umweltkrise verantwort-
lich gemacht – über 90 % halten die bisherigen Bemühungen für unzurei-
chend
Ca. 80 % befürchten sehr gefährliche Auswirkungen auf die Umwelt durch 
Klimaveränderungen – knapp 70 % sehen sich dadurch persönlich stark be-
droht.
In Deutschland sind Umweltängste am stärksten verbreitet: zwei Drittel der 
deutschen Bevölkerung halten eine starke Zunahme von umweltbedingten 
Krankheiten für sehr wahrscheinlich.
Stark empfundene Belastungen sind vor allem Verkehrslärm, Autoabgase und 
Industrieabfälle
Für etwa 90 % der Konsumenten ist ein wichtiger Aspekt beim Kauf, ob sich 
ein Unternehmen für den Umweltschutz einsetzt
Umweltbewusstsein kann als universal angesehen werden – lediglich wenige 
sind gegen Umweltschutz eingestellt.

(vgl. u. a. Kuckartz, 1998, Diefenbacher, 2005)
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Im Anschluss an eine Präsentations- 
und Diskussionsphase aller Ergebnisse 
konnte ich explorative Experten-Inter-
views durchführen, um weitere mög-
liche Dimensionen Umwelt schützenden 
Handelns professioneller Entscheidungs-
träger zu beleuchten. Die Reaktionen auf 
die gesamte Veranstaltung waren durch-
gehend positiv: „Ich bin erstaunt, was 
man mit dieser Methode so alles errei-
chen kann!“ Oder: „Ich hätte nicht ge-
dacht, dass wir so konstruktiv an diesem 
Thema arbeiten können.“

Untersuchungsbericht

In der Auswertung des Gesamtpro-
jekts wurde deutlich, wie groß die Diskre-
panzen zwischen Problembewusstsein 
und tatsächlichem Umsetzungsverhal-
ten – also zwischen Wollen und Können – 
bei den Verantwortungsträgern sind.

Durch die kontinuierliche psycho-
logische Begleitung des Gesamtpro-
jektes sind mir die Zusammenhän-
ge von Hemmnissen und Motivatoren 
pro zukunftsfähiger Mobilität in Düssel-
dorf sehr deutlich geworden. Vor die-
sem Hintergrund konnte ich im Rahmen 
meines Auftrags mögliche Strategien für 
eine dauerhafte Verbesserung ableiten. 
Es ging vor allem darum: Unter welchen 
Umständen wird die Umsetzung einer 
umwelt- und sozialverträglichen Mobili-
tät fester Bestandteil kommunalen Han-
delns? Die Ergebnisse, Berichte und Er-
fahrungen kennzeichnen, dass nur ein 
vernetzter, an zahlreichen Einflussfak-
toren ansetzender Handlungsplan, eine 
Modifikation der Unterstützungshemm-
nisse und das Hervorlocken von (vor-
handenen) Stärken und Ressourcen er-
möglichen.

Aspekte einer solchen Strategieent-
wicklung beinhalten vielfältige psycho-
logische Komponenten und beziehen 
sich im Großen und Ganzen darauf, 
Handlungsebenen zu erweitern und zu 
beeinflussen. Es geht neben den äuße-
ren und/oder objektiven Bedingungen 
(Struktur, Situation) um Kompetenzen 
(Kognitionen, Emotionen, Fertigkeiten), 
Motivation (Interessen, Ziele, Konse-
quenzen, Effizienz, Effektivität), Werte 

(normative Überzeugungen, Grundhal-
tungen, Einstellungen, Kultur) und Ge-
wohnheiten von Individuen, Gruppen 
oder Organisationen. Strategische Emp-
fehlungen reichen hier von der Vermitt-
lung sachlich korrekten Wissens über 
das Stabilisieren prosozialer und öko-
logischer Werte bis hin zu kommunika-
tiven Kompetenzen und die Optimie-
rung der Kontextbedingungen.

Vereinfacht zusammengefasst benö-
tigen Verbesserungsverläufe im Bereich 
kommunaler Nachhaltigkeit permanent 
Prozessberatung, Coaching, Organisa-
tionsentwicklung, Mediation, Koopera-
tionsworkshops, Zukunftswerkstätten, 
Kommunikationsmedien, Aktionen, 
Kampagnen und Netzwerkförderung, 
will man ernsthaft mit den Verantwort-
lichen gemeinsam etwas bewirken. Hier 
sehe ich ein weites psychologisches Auf-
gabenfeld, das den Agenda 21-Prozess 
unterstützen kann.

Resümee

Die regelmäßig psychologisch be-
gleitete und ressourcenorientierte Agen-
da-Arbeit hat in Düsseldorf einiges be-
wegt, was sich ohne personzentrierte 
Haltung und Intervention nicht hätte so 
bewegen lassen. Der Boden für eine Ver-
änderung in der Verkehrspolitik ist vor-
bereitet. Und der Nutzen der Umwelt-
psychologie für die Verkehrsplanung 
steht hier heute nicht mehr infrage; ver-

haltenswissenschaftliche Lösungsansät-
ze sind im politischen Prozess kommuni-
ziert und in die Öffentlichkeit getragen 
worden. Jetzt sind erste Zeichen einer 
Mobilität der Zukunft wahrnehmbar: 
so der Bau einer großen Fahrradstation 
mit Reparaturdienst am Hauptbahnhof, 
wie auch die Integration eines Mobili-
tätsmanagements im Verkehrsentwick-
lungsplan oder psychologische Gutach-
ten zu Unfallvorgängen. Genau hierauf 
kann jetzt aufgebaut werden, um nach-
haltige Stadt- und Verkehrsplanung fest 
zu verankern.

Auf allen Ebenen meiner Beratungs-
tätigkeiten waren Empathie, Wertschät-
zung und Kongruenz besonders hilfreich. 
Allein die Vulnerabilität und ständige 
Zeitknappheit der Politiker, die ja wäh-
rend des gesamten Prozesses „am Ball 
bleiben“ sollten, erforderte immer wie-
der einfühlende Methoden. Insbeson-
dere in der Kommunikation mit teilwei-
se stark involvierten Ehrenamtlern und 
in den immer wieder notwendigen Si-
tuationsanalysen waren die Roger’schen 
Grundhaltungen „gute Verbündete“. Sie 
förderten auch die enge Zusammenar-
beit mit Fachleuten verschiedener Diszi-
plinen (Naturwissenschaftler, Ingenieure, 
Sozial- und Verwaltungswissenschaftler), 
die ein gutes Gespür für die unterschied-
lichen „Sprachen“ voraussetzt, um der 
Gefahr von Missverständnissen vorzu-
beugen bzw. diese zu entschlüsseln. Die 
Erfahrungen im Personzentrierten An-
satz haben hier aus meiner Sicht mei-

In der Konferenz von Rio de Janeiro 1992 verabschiedeten Agenda 21 (vgl. 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 1997) wer-
den die Kommunen aufgefordert, im Dialog mit ihren Bürgern ein Entwicklungs-
programm für das 21. Jahrhundert auszuarbeiten. Damit soll die Grundlage dafür 
geschaffen werden, dass bei der künftigen Entwicklung der Kommune Ökono-
mie, Ökologie und Soziales tatsächlich miteinander verbunden und in Einklang 
gebracht werden. Außerdem ist eine wirksame Beteiligung der Bürger an die-
sem Entwicklungsprozess vorgesehen. Bei der kommunalen Agenda 21 handelt 
es sich um eine freiwillige Aufgabe, für deren Erfüllung keine einklagbaren Regeln 
aufgestellt wurden. Die Mehrheit der kreisfreien Städte und Landkreise arbeitet 
an einem Agenda-Prozess. Dieser sieht in der Regel vor, dass nach einem Einlei-
tungsbeschluss und einer Auftaktveranstaltung Arbeitsstrukturen (Agenda-Beauf-
tragter, Agenda-Beirat, Arbeitsgruppen) eingerichtet werden, die ein Leitbild und 
ein Aktionsprogramm erarbeiten und möglichst früh Umsetzungsprojekte vor-
schlagen. Über die Durchführung entscheiden die kommunalen Gremien in re-
gulären Verfahren.
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Zur Diskussion gestellt

ne Arbeit erleichtert und effizienter ge-
macht. Der gute Kontakt zu mir selbst, 
Einfühlung in die Bedürfnisse und Be-
fürchtungen der Protagonisten und die 
Wertschätzung von bereits Geleistetem 
sind nach meiner bisherigen Erfahrung 
beste Wegbegleiter.

Weitere Arbeitsfelder

Das Schaffen einer menschenge-
rechten Mobilität im oben beschrie-
benen Sinne ist eine von vielen gesell-
schaftlichen Herausforderungen. Es gibt 
weitere Arbeitsfelder, in denen psycho-
logisch fundierte und personzentriert 
vermittelte Kenntnisse helfen können, 
gemeinwohlorientierte Erfordernisse ef-
fektiv, fair und zufriedenstellend umzu-
setzen. Um ein paar Beispiele zu nen-
nen: Aktuell arbeite ich an den Themen 
„Vandalismus/Graffiti“, „Verkehrssicher-
heit für Kinder“, „alternative Wohn-
formen im Alter“ und schließlich am 
Thema „Lokale Agenda 21-Prozesse und 

Bewusstsein und Verhalten von Entschei-
dungsträgerinnen und trägern“. Vor 
allem das letzte Thema ist mir besonders 
wichtig, da Nachhaltige Entwicklung im 
besonderen Maße von politischen und 
gestalterischen Kontext- und Struktur-
bedingungen abhängt. Hier ist es drin-
gend notwendig Kontakt, Ressourcen, 
Akzeptanz, Verständnis und Transparenz 
zu aktualisieren und herzustellen.
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